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  I. ALLGEMEINE BESTIMMUNGEN 
 

§ 1 

Gestaltungsplanpflicht 1 Mit dem Gestaltungsplan «Tannacker» soll gestützt auf § 5 Abs. 1 BNO 
die Aufwertung und Stärkung des Ortszentrums unterstützt werden. 

 
Planungsziele 2 Gestützt auf § 5 Abs. 3 BNO sowie dem kommunalen Entwicklungsleitbild 

Muhen Zentrum, genehmigt vom Gemeinderat am 12.11.2018, werden mit 
dem Gestaltungsplan folgende Planungsziele verfolgt: 
- Besonders gut gestaltete, ortsgerechte und angemessen dichte Bebau-

ung. 
- Entlang der Hauptstrasse ist auf der zum öffentlichen Raum zugewand-

ten Seite das Wohnen im 1. Vollgeschoss zu vermeiden. 
- Die Kote des 1. Vollgeschosses von zur Hauptstrasse zugewandten 

Gebäudeteilen ist auf das Strassen- bzw. Trottoirniveau auszurichten. 
In begründeten Fällen kann von dieser Regelung abgewichen werden. 

- Für die Parkierung sind Gemeinschaftsanlagen vorzusehen. 
- Koordinierte Erschliessung des Planungsgebietes 
- Durchgehende und attraktiv gestaltete, verkehrsabseitige Langsamver-

kehrsachse 
- Sorgfältige Anordnung und Gestaltung der Aussenräume und attraktive 

Freiräume 
- Offenlegung des Tannackerbaches zwecks ökologischer Aufwertung 
- Energieeffiziente CO2-reduzierende Gebäude- und Heizformen 
- Nachweis der Einhaltung der Anforderungen von Art. 30 LSV 

 3 Der Gestaltungsplan soll eine etappenweise Realisierung mit funktionsfä-
higen Teilüberbauungen sicherstellen. Für die Bauträgerschaften sollen 
ausreichende Projektierungsspielräume offengehalten werden. 

 § 2 

Verhältnis zur Grund-
ordnung 

1 Soweit der Gestaltungsplan „Tannacker“ keine abweichenden Vorschrif-
ten enthält, sind die Bestimmungen der Bau- und Nutzungsordnung (BNO) 
der Gemeinde Muhen anwendbar. 

 2 Vorbehalten bleiben die kantonalen und eidgenössischen Gesetzgebun-
gen. 

 § 3 

Geltungsbereich und 
Bestandteile 

1 Der Geltungsbereich des Gestaltungsplanes umfasst die im Situations-
plan 1:500 bezeichnete Perimeterfläche. Die Sondernutzungsvorschriften 
gelten für das im Situationsplan als «Perimeter Gestaltungsplan» bezeich-
nete Gebiet. 

 
2 Rechtsverbindliche Bestandteile des Gestaltungsplanes sind diese Son-
dernutzungsvorschriften (SNV) sowie der Situationsplan 1:500. 
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Rahmenplan, Über-
bauungsstudie und 
Richtkonzept Umge-
bung 

3 Der Rahmenplan vom 13.12.2019, die Überbauungsstudie vom 
08.07.2020 mit Aktualisierungen und das Richtkonzept Umgebung vom 
11.10.2024 dienen dem Gemeinderat als Beurteilungsgrundlage für die 
Neubauten und die Freiräume. Sie sind bei der weiteren Projektierung bei-
zuziehen beziehungsweise bei der Auslegung der Sondernutzungsvor-
schriften richtungsweisend. 
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  II. BAU- UND GESTALTUNGSVORSCHRIFTEN 
 

§ 4 

Baubereiche 1 Die Baubereiche A – F sind für die Erstellung von Gebäuden bestimmt. 

§ 5 

Begrenzung 1 Ausserhalb der Baubereiche A – F sind vorbehältlich der Bestimmungen 
des übergeordneten Rechtes nur Klein- und Anbauten, Kleinstbauten, Ein-
friedungen, überdachte Unterniveaugaragenzufahrten sowie Unterniveau-
bauten und unterirdische Bauten zulässig. Über die Baubereichsgrenze ra-
gende vorspringende Gebäudeteile gemäss § 21 BauV sind zulässig. 

Anordnung 
der Gebäude 

2 Die Anordnung der Gebäude innerhalb der einzelnen Baubereiche ist mit 
Ausnahme von § 5 Abs 3 SNV sowie vorbehältlich der wohnhygienischen 
und feuerpolizeilichen Vorschriften grundsätzlich freigestellt. Die maximal 
zulässige Gebäudeabmessung ergibt sich aus den jeweiligen Abmessun-
gen der Baubereiche A – F. 

Gebäude mit Sattel-
dach 

3 In den Baubereichen D, E und F sind in der 1. Bautiefe entlang der Kan-
tonsstrasse K 208 traufständige Gebäude mit Satteldächern anzuordnen. 

Nutzungsbeschrän-
kung 

4 Entlang der Hauptstrasse K 208 sind in der 1. Bautiefe auf der dem öf-
fentlichen Strassenraum zugewandten Seite in den 1. Vollgeschossen 
mehrheitlich gewerbliche Nutzungen anzuordnen. Wohnen ist nur soweit 
zulässig, als eine unmittelbare räumliche und funktionale Verbindung mit 
solchen Nutzungen ausgewiesen werden kann. 

Flachdachbegrünung 
von Gebäuden 

5 Nicht als begehbare Terrassen genutzte Flachdächer von Gebäuden sind 
mit einer Substratstärke von mindestens 8 cm zu begrünen. Massgeblich 
sind die Grundanforderungen gemäss Ziffer 2.7.1 SIA 312 / 2013. 
6 In Kombination mit Anlagen zur Energiegewinnung gilt nebst § 5 Abs. 5 
SNV auch Ziffer 2.12 SIA 312 / 2013. 

 § 6 

Architektonische 
Qualität / Freiraum-
qualität 
 

1 Die Gebäude und Anlagen müssen von hoher ortsbaulicher, architektoni-
scher und gestalterischer Qualität sein. Gebäude und Anlagen sind sorg-
fältig zu gestalten und pro Baubereich aufeinander abzustimmen. 

 2 Es sind klare und ruhig in Erscheinung tretende Volumen mit rechteckigen 
Gebäudeflächen, homogenem Fassadenbild und optisch unauffälliger 
Farbgebung zu konzipieren. 

 3 Geschlossene Fassadenfronten sind nicht zulässig. 

 4 Solarwärmeanlagen und Solarstromanlagen sind sorgfältig in die Dach-
landschaft zu integrieren. Anlagen auf Flachdächern müssen als Teil einer 
geordneten Dachlandschaft gestaltet werden. 
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 5 Mit dem Baugesuch ist ein detaillierter, von einem Landschaftsarchitekten 
erarbeiteter Umgebungsplan einzureichen. Zur Sicherstellung der qualitati-
ven Anforderungen an die Aussenbereiche sind darin die Art der Bepflan-
zung, der Beläge und der Grünflächen sowie die Höhenverhältnisse im De-
tail nachzuweisen. Versiegelte Flächen sind auf das Notwendige zu be-
schränken. 

 6 Die Aussenräume sind qualitätsvoll zu gestalten. Ergänzend zu den in 
§ 13 und 14 SNV genannten Anforderungen wird die Aussenraumqualität 
anhand folgender Kriterien beurteilt: Einheitliche und robuste Materialisie-
rung, welche an die heutigen und künftigen klimatischen Anforderungen 
angepasst ist; kluger Umgang mit Regenwasser, unter anderem gut inte-
grierte Massnahmen für Regenwasser-Rückhalt und -Versickerung; attrak-
tive Gestaltung von öffentlich zugänglichen Strassen- und Wegräumen mit 
gut integrierten, zurückhaltend in Erscheinung tretenden Parkfeldern und 
Zufahrten; möglichst zusammenhängende Lage und gut in die Gestaltung 
integrierte Flächen für den ökologischen Ausgleich. 

 7 Die Qualitätssicherung gemäss § 18 Abs. 1 SNV hinsichtlich der architek-
tonischen und freiräumlichen Qualitäten richtet sich nach den in den Absät-
zen 1 bis 6 formulierten Grundsätzen und Anforderungen. 

 § 7 

Etappierung 1 Bei einer etappenweisen Überbauung der Baubereiche A, B, E und F so-
wie der Baubereiche C und D ist mit dem Baugesuch der 1. Etappe aufzu-
zeigen, wie insbesondere eine zusammengefasste unterirdische Erschlies-
sung des oder der übrigen, noch unbebaut bleibenden Baubereiche nach 
den Vorgaben des Gestaltungsplanes gewährleistet werden kann. 

§ 8 

Bauliche Dichte 1 Die Gebäude in den Baubereichen A – F dürfen maximal die in nachste-
hender Tabelle aufgeführten, anrechenbaren Geschossflächenkontingente 
aufweisen. 

 
 

Baubereich GF 

A 2`001 m2 

B 2`001 m2 

C 1`863 m2 

D 1`738 m2 

E 1`552 m2 

F 1`292 m2 
 

 
 
 

Geschossflächen 2 Die zulässigen anrechenbaren Geschossflächen (GF) sind als Kontin-
gente pro Baubereich festgelegt. Im Minimum sind 80 % der Geschossflä-
chenkontingente zu realisieren. Wird die Bebauung in Etappen geplant, ist 
ein Nachweis vorzulegen, wie das zulässige Kontingent unter Einbezug des 
vorgelegten Teilprojekts eingehalten bzw. ausgeschöpft werden kann. 
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 3 Eine Übertragung von anrechenbaren Geschossflächen zwischen zwei 
benachbarten Baubereichen ist im Umfang von maximal 5 % des grösseren 
der beiden Kontingente möglich. 

Geschosszahl 4 In den Baubereichen A, B und C können 4 Vollgeschosse und ein Dach- 
oder Attikageschoss erstellt wird. 
5 Bei einer Bauweise mit 4 Vollgeschossen erhöht sich die in § 8 Abs. 1 
BNO festgesetzte max. Gesamthöhe um 3.2 m. 
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 III. ERSCHLIESSUNG UND PARKIERUNG 

§ 9 

Erschliessungsgrund-
satz 

1 Die motorisierte Arealerschliessung hat ab der Erschliessungsstrasse 
«Tannacker» zu erfolgen. 

Zu- und Wegfahrten 
unterirdische Einstell-
hallen 

2 Die Zu- und Wegfahrten in die gemeinschaftlichen unterirdischen Parkie-
rungsanlagen der Baubereiche A, B, E und F sowie C und D haben an den 
im Situationsplan 1:500 bezeichneten Stellen zu erfolgen. Die genaue Lage 
der Zu- und Wegfahrten sowie die Sicherstellung von Erweiterungen im 
Etappierungsfall wird im Baubewilligungsverfahren festgelegt. Die Ram-
penbauwerke sind zu überdecken. Die Dächer dieser Überdeckungen sind 
auf mindestens der Hälfte ihrer Fläche intensiv zu begrünen mit Substrat-
stärken von bis zu 50 cm. 

Notzufahrt 3 An der im Situationsplan 1:500 bezeichneten Stelle ist eine Notzufahrt zu 
erstellen, welche die Anforderungen gemäss Kapitel 5 der FKS-Richtlinie 
für Feuerwehrzufahrten, Bewegungs- und Stellflächen erfüllen. Diese Not-
zufahrt ist mit der öffentlichen Hauptfusswegverbindung gemäss § 12 Abs. 
1 SNV zu kombinieren und hat eine Mindestbreite von 3,5 Metern aufzu-
weisen. Die Mehrbreite (1,5 Meter) der Notzufahrt gegenüber dem Haupt-
fussweg muss mit einem versickerungsfähigen Belag ausgestaltet werden. 
Die Nutzung der Notzufahrt für Zügelwagen ist zulässig. Die genaue Lage 
der Notzufahrt wird im Baubewilligungsverfahren festgelegt. 

Ein- und Ausfahrts- 
beschränkung 

4 Entlang der im Situationsplan 1:500 bezeichneten Linien für Ein- und Aus-
fahrtsbeschränkung sind neue Verkehrsanschlüsse an die Hauptstrasse 
K 208 und den «Tannacker» nicht erlaubt. 

Manövrierbereich (An-
lieferung Gewerbe) 

5 Die im Situationsplan 1:500 bezeichneten Flächen «Manövrierbereich 
(Anlieferung Gewerbe)» sind im Bedarfsfall (Gewerbenutzung im angren-
zenden Baubereich) entsprechend ihrer Zweckbestimmung anzuordnen, 
auszugestalten und entsprechend freizuhalten. 

Wendebereich 6 An der im Situationsplan 1:500 mit «Wendebereich» bezeichneten Stelle 
ist ein auf die Masse von Kleintransportern bis 3.5 Tonnen Gesamtgewicht 
ausgelegter Wendeplatz anzuordnen und dauernd freizuhalten. Die Fläche 
ist servitutarisch zu sichern und im Grundbuch anmerken zu lassen. 

§ 10 

Parkierung 1 Sämtliche Pflichtparkfelder sind, mit Ausnahme der Parkfelder für Besu-
cher und Kunden, zusammengefasst in unterirdischen Einstellhallen für die 
Baubereiche A, B, E und F sowie C und D anzuordnen. 

 2 Die Erstellung von oberirdischen Parkfeldern für Besucher und Kunden 
ist in den im Situationsplan 1:500 bezeichneten Bereichen gestattet. 

 3 Bei den Pflichtparkfeldern sind Voraussetzungen für bedarfsgerechte La-
demöglichkeiten für E-Autos und andere elektronische Fortbewegungsmit-
tel zu schaffen (Ausbaustufe C2 gemäss SIA-Merkblatt 2060 vom 
01.06.2020). 

 4 An Abstellplätzen für Motorräder sind mindestens 5% der zu erstellenden 
Parkfelder für Personenwagen vorzusehen. 
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§ 11 

Parkierung  
Zweiräder 

1 Im Aussenbereich der Gebäude angeordnete Zweiradabstellplätze sind in 
der Nähe der Hauseingänge und/oder in Verbindung mit den Bauten der 
Unterniveaugaragenzufahrten anzuordnen. Sie sind so zu gestalten, dass 
sie hindernisfrei zugänglich, gut beleuchtet, gut einsehbar und wetterge-
schützt sind. 

 2 Bei den Zweiradabstellplätzen sind Voraussetzungen für bedarfsgerechte 
Lademöglichkeiten für E-Bikes zu schaffen (Ausbaustufe C2 gemäss SIA-
Merkblatt 2060 vom 01.06.2020). 

§ 12 

Öffentliche Hauptfuss-
wegverbindung 

1 Die genaue Lage der im Situationsplan 1:500 bezeichneten öffentlichen 
Hauptfusswegverbindungen ist im Rahmen eines Baubewilligungsverfah-
rens festzulegen. Die Sicherung hat durch einen öffentlich-rechtlichen Ver-
trag (Anmerkung im Grundbuch) zu erfolgen. Die vertragliche Vereinbarung 
für den nördlich der Erschliessungsstrasse Tannacker liegenden Wegab-
schnitt muss spätestens mit der ersten Baueingabe für die Gebäude in den 
Baubereichen A und/oder B, diejenige für den südlich der Erschliessungs-
strasse Tannacker liegenden Wegabschnitt spätestens mit der ersten Bau-
eingabe für die Gebäude in den Baubereichen C und/oder D vorliegen. Die 
Wege sind in einer Breite von 2.0 Metern zu erstellen. Sie sind mit Hart- 
und/oder Verbundbelägen auszugestalten sowie mit einer Beleuchtung zu 
versehen. Sie sind mit der der ersten Überbauung zu realisieren, welche 
unmittelbar an die Fusswegverbindung angrenzt. 
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 IV. UMGEBUNG 

§ 13 

Aussenraumqualitäten 1 Der Gestaltungsplan definiert Aussenräume mit unterschiedlichen Quali-
täten und Ausgestaltungen. Die Lage und die Gestaltungsmerkmale dieser 
Flächen sind im Situationsplan 1:500 bezeichnet und nachstehend be-
schrieben. 

Abstandsbereich zur 
Kantonsstrasse 

2 Die Kote des 1. Vollgeschosses von zur Hauptstrasse zugewandten Ge-
bäudeteilen ist in der Regel auf das Strassen- bzw. Trottoirniveau auszu-
richten. 
3 Der Abstandsbereich kann, je nach Erfordernis der angrenzenden Nut-
zungen, mittels Belagsdifferenzierung, in die Belagsfläche eingeschnitte-
nen, kleinflächigen und mit niedriger Bepflanzung versehenen Grünflä-
chen, vereinzelten berankten Stelen oder dergleichen gegliedert werden. 
Die gliedernden Elemente und Massnahmen sind überwiegend flächig oder 
niedrig, also bis einen Meter hoch, zu gestalten. Dabei hat es sich um un-
tergeordnete Bauten/Elemente gemäss § 67a BauG zu handeln. Höhere 
Elemente bis maximal 1.8 m sind vereinzelt und auf kurzen Abschnitten 
zulässig. Ein Befahren dieser Flächen ab der Kantonsstrasse ist mit bauli-
chen und/oder gestalterischen Massnahmen zu unterbinden. 

Gemeinschaftliche 
Aufenthalts- und Spiel-
flächen 

4 Im Bereich der im Situationsplan bezeichneten gemeinschaftlichen Auf-
enthaltsflächen sind mehrfach nutzbare Flächen anzulegen, welche dem 
Spiel, der Begegnung und dem Aufenthalt dienen. Sie sind ihrem Zweck 
entsprechend zu gestalten und zu möblieren. Weiter ist eine ausreichende 
Beschattung sicherzustellen. 

 5 Dienen die Flächen gemäss Abs. 4 mehreren Gebäuden, die auf unter-
schiedlichen Parzellen liegen, sind die Erstellung, der Betrieb und der Un-
terhalt in einem Dienstbarkeitsvertrag zu regeln und im Grundbuch anmer-
ken zu lassen. Die vertragliche Vereinbarung muss spätestens mit der ers-
ten Baueingabe für die berechtigten Gebäude vorliegen. 

Erdüberdeckung 6 Die Erdüberdeckung der Einstellhallen muss bei einer Bepflanzung mit 
Bäumen und Sträuchern eine genügende Stärke aufweisen. Als Minimal-
wert für eine genügend starke Erdüberdeckung gilt mindestens 1.00 m für 
grössere Sträucher oder Kleinbäume sowie mindestens 1.50 m für grös-
sere Bäume. 

Freihaltebereich Hoch-
stammbäume 

7 Die Freihaltebereiche für Hochstammbäume (ungefähre Lage) dürfen 
nicht mit unterirdischen Bauten oder Unterniveaubauten unterbaut werden. 
Sie sind mit Hochstammbäumen zu bepflanzen. 

Gestaltung entlang öf-
fentlicher Hauptfuss-
wegverbindung 

8 Entlang der öffentlichen Hauptfusswegverbindung gemäss Situationsplan 
1:500 sind Gehölzstrukturen wie Baumreihen, Hecken und dergleichen 
hauptsächlich parallel zur Wegverbindung auszurichten. Wegbegleitende 
Hartflächen ausserhalb des Freihaltebereichs Gewässerraum müssen 
hauptsächlich chaussiert ausgeführt werden. 

Hochstammbaum 9 An der im Situationsplan 1:500 bezeichneten generellen Lage sind Hoch-
stammbäume zu pflanzen. Die Details zu Pflanzung und Unterhalt werden 
im Zuge des Baugesuchsverfahrens des jeweils angrenzenden Baube-
reichs geregelt. 
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Übrige Freiflächen 10 Die im Situationsplan 1:500 ausserhalb des Freihaltebereichs Gewässer-
raum liegenden, keiner Nutzung zugeordneten oder nicht durch Gebäude 
genutzten Freiflächen und Zwischenräume sind den jeweils angrenzenden 
Baubereichen zugeordnet und können als individuelle Spiel- und Garten-
anlagen sowie im nachgewiesenen Bedarfsfall für den Güterumschlag ge-
nutzt werden. Wesentliche Strukturelemente wie Mauern, Zäune, Sicht-
schutzeinrichtungen und dgl. sind pro Baubereich einheitlich zu gestalten.  

 11 Die Freiraumgestaltung hat in Abstimmung mit dem Bauprojekt zu erfol-
gen. Die Freiräume sind ausreichend zu begrünen und zu bepflanzen. Ab-
grenzungen von privaten Vorgartenbereichen gegenüber den gemein-
schaftlichen Aufenthaltsflächen und der öffentlichen Hauptfusswegverbin-
dung mit geschnittenen Hecken oder Strauchhecken sind zulässig wobei 
geschnittene Hecken und Einfriedungen eine maximale Höhe von 1.80 m 
aufweisen dürfen. Gehölzpflanzungen sind erwünscht. 

 12 Innerhalb des gesamten Gestaltungsplanperimeters ist eine standort- 
und klimagerechte sowie artenreiche Begrünung mit einheimischen und 
ökologisch wertvollen Pflanzen vorzusehen. 

Ökologische Aus-
gleichsflächen 

13 Innerhalb der im Situationsplan 1:500 bezeichneten «Bereiche für den 
ökologischen Ausgleich» sind pro Schild die in Absatz 14 genannten erfor-
derlichen Flächen für den ökologischen Ausgleich nachzuweisen. Sie sind 
möglichst zusammenhängend anzulegen. 

 14 Im Teilperimeter nördlich der Erschliessungsstrasse Tannacker sind pro 
Baubereich entweder 15% der massgeblichen Parzellenfläche oder ge-
samthaft mindestens 939 m2 als ökologisch hochwertige Flächen nachzu-
weisen, naturnah zu gestalten und dauernd freizuhalten. Für diese Flächen 
ist die dauerhafte Pflege inklusive Freihaltung von Neophyten zu gewähr-
leisten. Mit den Baueingaben ist ein Pflegekonzept einzureichen. Für den 
Teilschild südlich der Erschliessungsstrasse Tannacker gelten für gesamt-
haft mindestens 563 m2 dieselben Vorgaben. 

 15 Dienen die Flächen gemäss Abs. 13 mehreren Gebäuden, die auf unter-
schiedlichen Parzellen liegen, sind die Erstellung, der Betrieb und der Un-
terhalt in einem Dienstbarkeitsvertrag zu regeln und im Grundbuch anmer-
ken zu lassen. Die vertragliche Vereinbarung muss spätestens mit der ers-
ten Baueingabe für die berechtigten Gebäude vorliegen. 

Übergangsbereich  
Kulturland 

16 Innerhalb des im Situationsplan 1:500 bezeichneten «Übergangsbe-
reichs Kulturland» sind die Hartflächen zu minimieren. Die Grünflächen, 
ausgenommen der Bereich des Rückhaltedamms, müssen mit mindestens 
8 Obst- oder Kleinbäumen sowie auf mindestens 50% der Anstosslänge 
zum Kulturland mit Wildhecken bepflanzt werden, welche auch Sträucher 
mit einer Wuchshöhe von bis zu 5 Metern beinhalten. 

§ 14 

Bodenversiegelung 1 Die Versiegelung der Böden ausserhalb der durch unterirdische Gebäude 
belegten Flächen ist auf ein begründbares Minimum zu beschränken. 
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§ 15 

Bachfreilegung Tanna-
ckerbach 

1 Die Bachöffnung und -revitalisierung hat zeitgleich mit der Realisierung 
des jeweiligen Baubereichs zu erfolgen. Es sind Massnahmen vorzusehen, 
die das oberhalb austretende Bachwasser wieder in den Bach zurückleiten. 
2 Die kantonale Gewässernutzungsbewilligung und die fischereirechtliche 
Bewilligung, die für die Gewässerquerung der öffentlichen Hauptfussweg-
verbindung (§ 12 SNV) vonnöten ist, ist im Rahmen des detaillierten 
Bachöffnungsprojekts einzuholen. 
3 Die Bachfreilegung ist in Absprache mit den kantonalen Fachstellen zu 
planen und auszuführen. 

Gestaltung 
Tannackerbach 

4 Der Tannackerbach ist im Bereich der Parzellen 1238 und 1600 als na-
türlich verlaufendes Gewässer mit natürlichen Uferböschungen und stand-
ortheimischer Bepflanzung zu gestalten. Im Bereich der Parzelle 1361 kön-
nen auf der rechtsufrigen Seite zur Talackerstrasse inklusive Einlaufbau-
werk zur Unterquerung der Hauptstrasse K 208 technische Bauwerke 
(Hartverbauungen wie Stützmauern) vorgesehen werden. 

Freihaltebereich  
Gewässerraum  
Tannacherbach 

5 Innerhalb des Freihaltebereichs Gewässerraum Tannacherbach richtet 
sich die Zulässigkeit von Bauten, Anlagen und Nutzungen nach den Best-
immungen des Bundesrechts, insbesondere nach Art. 41c GSchV. Inner-
halb des Freihaltebereichs Gewässerraum sind ausschliesslich einheimi-
sche, standortgerechte Pflanzen zulässig. 

Hochwassersicherheit 6 Das Gerinne ist auf den Bemessungsabfluss von 5.5 m3/s zu dimensio-
nieren. 

 7 An der im Situationsplan 1:500 mit «Bereich Rückleitdamm» bezeichne-
ten Lage ist ein Rückleitdamm zu erstellen, der eine wirksame Höhe von 
mindestens 80 cm (Fliesstiefe plus Freibord 30 + 50 cm) aufweist. Die Er-
stellung des Rückleitdamms hat mit der Ersten Etappe der Bachöffnung 
und -revitalisierung zu erfolgen. 
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  V. UMWELT UND ENERGIE 
 

§ 16 

Lärmschutz 1 Für Wohnnutzungen ist mit dem Baugesuch der Nachweis zu erbringen, 
dass durch die Anordnung der Räume oder durch bauliche Massnahmen 
der Beurteilungspegel an den Fenstern von Räumen mit lärmempfindlichen 
Nutzungen gegenüber der Hauptstrasse K 208 um mindestens 14 dB ge-
ringer ist als der Emissionspegel der Kantonsstrasse. 
 
2 In den Baubereichen D, E und F ist bei Wohnungen mit 3 ½ oder mehr 
Zimmern je ein lärmempfindlicher Raum zulässig, der die Anforderungen 
gemäss Abs. 1 respektive Abs. 2 nicht erfüllt (Ausnahme für kleine Teile 
gemäss Art. 30 LSV). Bedingung hierfür ist, dass sämtliche Schlafzimmer 
auf der komplett abgewandten Fassadenseite angeordnet werden. 
 
3 Für lärmempfindliche Räume in Betrieben ist mit dem Baugesuch der 
Nachweis zu erbringen, dass durch die Anordnung der Räume oder durch 
bauliche Massnahmen der Beurteilungspegel an den Fenstern von Räu-
men mit lärmempfindlichen Nutzungen gegenüber der Hauptstrasse K 208 
um mindestens 9 dB geringer ist als der Emissionspegel der Kantons-
strasse. 
4 Die Vorgaben betreffend Lärmschutz in den Absätzen 1 bis 3 gelten nur 
so weit, als dass sie zur Einhaltung der Anforderungen des Bundesrechts 
notwendig sind. 

§ 16 

Energie 1 Um eine zeitgemässe und nachhaltige Bebauung gewährleisten zu kön-
nen, müssen Neu- und Ersatzbauten den zum Zeitpunkt der Baueingabe 
geltenden Energiewerten des MINERGIE®-P-Standards entsprechen. 
Energetisch und ökologisch mindestens gleichwertige Lösungen sind zu-
lässig. 

Photovoltaik 2 Auf nicht als Terrassen genutzten Flachdächern sowie auf den Dächern 
der Unterniveaugaragenzufahrten sind möglichst vollflächige Photovoltaik-
anlage vorzusehen. 

Meteorwasser 3 Das anfallende Meteorwasser ist nach Möglichkeit in den nicht versiegel-
ten Bereichen innerhalb des Gestaltungsplanperimeters zu speichern, zu-
rückzuhalten und versickert zu lassen. 

Entsorgung 4 Die Abfallentsorgung ist zusammenzufassen und an geeigneten Standor-
ten an der Erschliessungsstrasse Tannacker anzuordnen. Der Gemeinde-
rat entscheidet im Rahmen des jeweiligen Bauprojektes über den genauen 
Standort. Für eingehauste Stellflächen gilt gegenüber Gemeindestrassen 
ein reduzierter Strassenabstand von mind. 0.60 Metern. 

Aussenbeleuchtung 5 Bei allen Aussenbeleuchtungen sind unnötige Lichtemissionen, insbeson-
dere Streulicht, zu vermeiden. 
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  VI. VERSCHIEDENE BESTIMMUNGEN 
 

§ 17 

Qualitätssicherung 1 Der Gemeinderat holt zur Sicherung der Zielsetzungen des Gestaltungs-
plans oder zur gestalterischen Beurteilung und Beratung eines Baugesuchs 
oder eines Gesuchs um einen Vorentscheid ein Fachgutachten einer un-
abhängigen und qualifizierten Fachperson ein. Insbesondere zu prüfen sind 
die Einhaltung der in §§ 6 und 13 SNV genannten Kriterien zur Bebauung 
und zur Umgebung. 
2 Der Gemeinderat holt zur Sicherung der Zielsetzungen des Gestaltungs-
plans hinsichtlich der der in § 15 SNV genannten Festsetzungen zur Bach-
freilegung und zur Hochwassersicherheit im Zuge der Beurteilung und Be-
ratung eines Baugesuchs oder eines Gesuchs um einen Vorentscheid ein 
Fachgutachten einer unabhängigen und qualifizierten Fachperson ein. 
3 Die in Abs. 1 und 2 genannten Fachpersonen werden nach Anhörung des 
Gesuchstellers durch die Gemeinde bestimmt. Die Kosten für die Fachgut-
achten übernimmt der Gesuchsteller. 

§ 18 

Inkrafttreten 1 Der Gestaltungsplan „Tannacker“ tritt mit der Genehmigung durch das 
zuständige Departement in Kraft. 

 § 19 

Abänderung und Auf-
hebung des Gestal-
tungsplanes 

1 Die Änderung oder Aufhebung bedarf des gleichen Verfahrens wie der 
Erlass des Gestaltungsplanes. 

 


